ee, 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 11. — 
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(Nr, 7606.) Geſetz, betreffend die Jagdſcheingebühr in der Provinz Heſſen⸗Naſſau. Vom 
26. Februar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
mg fe Heſſen-Naſſau, mit Ausſchluß des ehemaligen Herzogthums Naſſau, 
was folgt: 

F. 1. 


Für jede Jagdkarte, jeden Zagreb Jagdwaffenpaß, Waffenſchein oder 
Gewehrerlaubnißſchein iſt fortan eine bgabe von zwei und einem halben Thaler 
auf das Jahr zu entrichten. 

Die Ausfertigung dieſer Jagdſcheine erfolgt koſten⸗ und ſtempelfrei. 

In den geſetzlichen Vorſchriften über die Verpflichtung zur Löſung von 
Jagdkarten u. ſ. w., über deren Ertheilung und über die Befreiung gewiſſer 
Perſonen von der Entrichtung einer Jagdſcheingebühr wird hierdurch Nichts ge⸗ 
ändert. Für das ehemalige Kurfürſtenthum Heſſen tritt bezüglich der perſönlichen 
Befreiung von der Gebühr die Vorſchrift in $. 73. Nr. 6. des Kurheſſiſchen 
Stempelgeſetzes vom 22. Dezember 1853. wieder in Kraft. 


F. 2. 


In dem ehemaligen Kurfürſtenthum Heſſen verlieren die zur Zeit ausgege⸗ 
benen Gewehrerlaubnißſcheine mit Ablauf von 14 Tagen, nachdem dieſes Geſetz 
in Kraft getreten ſein wird, ihre Gültigkeit. 


$. 3. | 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden hiermit auf⸗ 
gehoben. 


Jahrgang 1870. (Nr. 7606.) 
Ausgegeben zu Berlin den 12. März 1870. 


19 Ur⸗ 


ee 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 26. Februar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


(Nr. 7607.) Uebereinkunft zwiſchen Preußen und Sachſen wegen Beſeitigung der doppelten 
Beſteuerung der beiderſeitigen Staatsangehörigen. Vom 16. April 1869. 


Senne Majeſtät der König von Preußen einerſeits und Seine Majeſtät der 
König von Sachſen andererſeits, von dem Wunſche geleitet, zur Vermeidung von 
Doppelbeſteuerungen Ihrer Unterthanen diejenigen Grundſätze feſtzuſtellen, welche 
gegenjeitig in Bezug auf die Heranziehung der Angehörigen des einen Theils zu 
direkten Steuern in dem anderen Staate Anwendung finden ſollen, haben be⸗ 
ſchloſſen, hierüber einen Vertrag abzuſchließen und zu dieſem Zwecke Bevollmäch⸗ 
tigte ernannt, und zwar: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Bernhard Woldemar 


" 


König und 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Otto Victor Am- 
bronn, 
und 


Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren Miniſterial⸗ Direktor Dr. Chriſtian Albert 
Weinlig, 


welche nach Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Voll⸗ 
machten über nachſtehende Artikel übereingekommen ſind. 


Artikel 1. 


Die beiderſeitigen Staatsangehörigen ſind vorbehaltlich der Beſtimmungen 
in den Artikeln 2 — 4. nur in demjenigen Staate zu den direkten Staatsſteuern 
heranzuziehen, welchem ſie als Unterthanen angehören. Nimmt jedoch ein Unterthan 
des einen Staats in dem anderen Staate ſeinen dauernden Wohnſitz und Aufent⸗ 
halt, ohne die Staatsangehörigkeit daſelbſt zu erwerben, ſo geht nach Ablauf 

5 von 


m 


von fünf Jahren feit Begründung des Wohnſitzes die Berechtigung zur Beſteue⸗ 
rung in vollem Umfange auf dieſen Staat über. 5 


Artikel 2. 

Steuern von Grundbeſitz, ſowie vom Betriebe eines ſtehenden Gewerbes 
(von gewerblichen oder Handels⸗Anlagen) und von dem aus dieſen Quellen her⸗ 
rührenden Einkommen werden mur in dem Staate bezahlt, in welchem dieſe 
Liegenſchaften ſich befinden, oder in welchem dieſes Gewerbe ausgeübt wird. 
Bei der Beſteuerung des ganzen Einkommens in dem nach Artikel I. berechtig⸗ 
ten Staate iſt das Einkommen aus dieſen Quellen, ſoweit es dem gemäß bereits 
in dem anderen Staate mit Steuern belegt iſt, zu verſchonen, beziehentlich die 
von ſolchen Quellen in dem anderen Staate nachweislich erhobenen Steuern von 
dem im Ganzen ausgeworfenen Einkommenſteuerbetrag des nach Artikel 1. be⸗ 
rechtigten Staats in Abzug zu bringen. 


Artikel 3. 

Das Einkommen aus Gehalten von Militairperſonen und Civilbeamten, 
ſowie aus Penſionen wird lediglich in dem Staate beſteuert, aus deſſen Staats⸗ 
kaſſen dieſe Einnahme fließt. f 

Wegen Beſteuerung der Bundesbeamten entſcheiden die in dieſer Beziehung 
beſtehenden hunde sgeſehlichen Beſtimmungen. 


Artikel 4. 

Das Einkommen der Gewerbegehülfen, Arbeiter und Dienſtboten, ſoweit 
daſſelbe nicht aus Liegenſchaften fließt, wird nur an dem Wohnorte des Steuer⸗ 
pflichtigen beſteuert. ö 

Artikel 5. 


Steuerpflichtige, welche in beiden Ländern ſtaatsangehörig ſind, werden in 

beiden Ländern nach den dortigen Geſetzen beſteuert. | 
Artikel 6. 

Die Hohen kontrahirenden Theile verpflichten ſich gegenſeitig / auf Requi⸗ 
ſition der betreffenden Behörden Steuerforderungen des einen Staats gegen die 
in dem anderen Staate ſich aufhaltenden Steuerpflichtigen aus deren ermögen 
nach den für die Einziehung direkter Steuern von den eigenen Staatsangehörigen 
beſtehenden Vorſchriften beizutreiben und die eingezogenen Beträge an die betref⸗ 
fenden Steuerkaſſen abliefern zu laſſen. 


Artikel 7. f 
Gegenwärtige Uebereinkunft tritt mit dem 1. Januar 1870. in Kraft und 
hat für zehn Jahre Gültigkeit. Nach Ablauf dieſes Zeitraumes ſteht jedem der 
Hohen kontrahirenden Theile die Kündigung mit ſechsmonatlicher Friſt zu. 
Artikel 8. 
Allen Staaten des Norddeutſchen Bundes ſteht der Beitritt zu dieſer Ueber⸗ 
(Nr. 7607.) 5 19 ein⸗ 


; | im ae 
einkunft jederzeit offen. Dieſer Beitritt wird zwichen den betreffenden Staaten 
durch Austauſch von Erklärungen bewirkt, welche in der für die Publikation 
von Geſetzen vorgeſchriebenen Form zur öffentlichen Kenntniß zu bringen ſind. 


Artikel 9. 
Dieſer Vertrag fol ratifizirt werden und die Ratifikationen ſollen in Berlin 
ausgewechſelt werden. e 
Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſe Uebereinkunft unter⸗ 
zeichnet und beſiegelt. i 
Geſchehen zu Berlin, den 16. April 1869. 


König. Ambronn. Dr. Weinlig. 
(L. S.) (L. S.) L. S.) 


Schluß Protokoll. 


Bei Unterzeichnung der Uebereinkunft zwiſchen Preußen und Sachſen, 
wegen Beſeitigung der doppelten Beſteuerung der beiderſeitigen Staatsangehörigen, 
iſt man über folgende Punkte einverſtanden geweſen: 

1) Beide nn behalten fich vor, die Zuſtimmung der reſp. Landtage 
vor der Ratifikation einzuholen. 

2) Wenn ein Bundesgeſetz über die Heimathsverhältniſſe, beziehungsweiſe den 
Unterſtützungswohnſitz zu Stande kommen ſollte, nach welchem eine 
Erwerbung des Heimathsrechts beziehungsweiſe des Unterſtützungswohnſitzes 
durch Zeitablauf eintritt, ſo ſoll an die Stelle der in Artikel 1. der 
Uebereinkunft verabredeten fünfjährigen Friſt diejenige Friſt treten, welche 
das Bundesgeſetz für die Erwerbung des Heimathsrechts beziehungsweiſe 
des Unterſtützungswohnſitzes feſtſtellt. 

Werden während der Dauer der gegenwärtigen Uebereinkunft bundesge⸗ 
ſetzliche Beſtimmungen über die Beſeitigung der doppelten Beſteuerung von Bundes⸗ 
angehörigen erlaſſen, ſo tritt ſie mit dem Tage außer Kraft, an welchem ſolche 
Beſtimmungen in Wirkſamkeit treten. 

Vorſtehendes Protokoll ſoll, was ſeinen zweiten Punkt anlangt, als durch 
die Ratifikation der Uebereinkunft gleichzeitig mit ratiftzirt angeſehen werden. 
Berlin, den 16. April 1869. 


König. Ambronn. Dr. Weinlig. 


Die Ratifikation iſt erfolgt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden in Berlin bewirkt a nn f 


(Nr. 7608.) 
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(Nr. 7608.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen f 
des Lycker Kreiſes im Betrage von 40,000 Thalern, III. Emiſſion. Vom 
5. Februar 1870. : 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 26 


Nachdem von den Kreisſtänden des Lycker Kreiſes auf dem Kreistage vom 
22. Oktober 1869. beſchloſſen worden, die zur Fortſetzung der vom Kreiſe unter⸗ 
nommenen Chauſſeebauten, außer den durch die Privilegien vom reſp. 2. Juni 
1866. (Geſetz Samml. 1866. S. 382.) und 14. Auguſt 1868. (Geſetz⸗Samml. 
1868. S. 815.) genehmigten Emiſſionen von Kreis⸗Obligationen im Betrage 
von reſp. 25,000 Thalern und 100,000 Thalern, noch erforderlichen Geldmittel 
im Wege einer weiteren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der 
gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke eine dritte Serie auf jeden Inhaber 
lautender, mit Zinskupons verſehener, Seitens der Gläubiger unkündbarer Obli⸗ 
gationen zu dem angenommenen Betrage von 40,000 Thalern ausſtellen zu dür⸗ 
fen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 40,000 Thalern, in 
Buchſtaben: vierzig Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 

| 30,000 Thaler à 500 Thaler, | 
6,000 2 100 
4,000 — 3 50 
— 40,000 Thaler, 

nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich, vom Jahre 1871. ab, mit wenigſtens jährlich Einen 
Prozent des Kapitals, unter Juwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld- 
verſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertra⸗ 
gung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 

Gegeben Berlin, den 5. Februar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


(Nr. 7608.) Pro- 


le 
provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 


Obligation 


des 
FF 
Littr. ..... RER 
über 


. Thaler Preußiſch Kurant 
(III. Emiſſion). 


Auf Grund des unterer genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
22. Oktober 1869. wegen Aufnahme einer Schuld von 40,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Lycker Kreiſes Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers un⸗ 
kündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von Thalern Preußiſch 
Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jähr⸗ 
lich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 40,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den ge- 
tilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate April jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Staatsanzeiger, 
in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Gumbinnen, in der Königs⸗ 
berger ie L Zeitung und in dem Kreisblatte des Lycker Kreiſes. 

is zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen postnumerando am 2. Januar und am 1. Juli 
jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozenk jährlich in gleicher Münz- 
ſorte mit jenem verzinſet. 5 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei 
der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lyck, und zwar auch in der nach dem Eintritt des 
Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit 


a 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lyck. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
deten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Lyck gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


VVV 18 ä 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Lycker Kreiſe. 


(Nr, 7608.) Pros 


sen 
 Prooinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Lycker Kreiſes (III. Emiſſion) 
Hir R 
hen . . . . Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
5450 Thaler Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons . gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit vom n bis Ray bom in bis 
. und ſpäterhin die Zinſen der n d Kreis⸗Obligation für 
das Halbjahr vom bits ER (in Buchſtabenn Tha⸗ 
R Silbergroſchen bei der Kreis⸗ autem zu hk. 
e en nee 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſ ſſion fuͤr den Chauſſeebau im Lycker Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen Geldbetrag 
nicht inner halb vier Jahren nach der Fälligkeit, vom Schluß 
des endeſen den Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


a ben 


zur 
Kreis⸗Obligation des Lycker Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obi 
gation des Lycker Kreiſes (III. Emiſſion) 
Lit. RE über Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Lyck. 


e een 183 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Lhcker Kreiſe. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


